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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung wurde im Sommersemester 2005 von 
der Juristischen Fakultät der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
als Dissertation angenommen. Sie befindet sich auf dem Stand vom 31. 
Januar 2005. Später erschienenes Schrifttum konnte nur noch zum Teil 
berücksichtigt werden. 

Mein Dank gilt zunächst Prof. Dr. Winfried Kluth für die Betreuung und 
Begutachtung der Arbeit sowie Prof. Dr. Michael Kilian für die Erstel-
lung des Zweitgutachtens. 

Zur Bearbeitung eines umfassenden steuerrechtlichen Themas, wie es die 
verfassungsrechtliche Untersuchung der BMF-Schreiben darstellt, wäre 
ich ohne die mir bereits während meiner juristischen Ausbildung vermit-
telten steuerrechtlichen Kenntnisse kaum in der Lage gewesen. Zu Dank 
verpflichtet bin ich hierfür insbesondere meinen Lehrern im wirtschafts-
rechtlichen Masterstudiengang an der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg, Prof. Dr. Gerhard Kraft und Herrn RA StB Dr. Thomas Weck-
erle, meinem Referendariatsausbilder im Finanzministerium des Landes 
Sachsen-Anhalt, Herrn LMinR Christian Parschat, sowie meinen Lehrern 
im Studiengang „Steuerwissenschaften“ an der Universität Osnabrück, 
Prof. Dr. Manfred Mössner und Herrn RiFG Dr. Horst Dieter Fumi, der 
überdies meine Masterarbeit betreute. Ausgehend von dieser Arbeit 
entstand die Idee, das Institut der BMF-Schreiben umfassend verfas-
sungsrechtlich zu analysieren. Zu Gute kamen mir hierbei auch die Er-
fahrungen, die ich bei meiner Tätigkeit in der Steuerabteilung von Pri-
cewaterhouseCoopers, Leipzig, sammeln konnte. Dank schulde ich 
hierfür vor allem meiner dortigen Mentorin, Frau WP StB Birgit Thal-
hammer, Director Tax. 

Durch Korrekturen und Anmerkungen haben sich Herr Ass. iur. Olaf 
Ziegler und meine Mutter, Frau Dipl. Ing. Marianne Nose, um diese Ar-
beit verdient gemacht. Besonderer Dank gebührt Herrn Dr. Christoph 
Seiler, der mich von Beginn der Dissertation an begleitet und mich mit 
wertvollen Hinweisen unterstützt hat. 

Schließlich danke ich dem Deutschen wissenschaftlichen Institut der 
Steuerberater e.V. (DWS) für die mit der Zuerkennung des DWS-
Förderpreises 2005 verbundene Aufnahme meiner Arbeit in die DWS-
Schriftenreihe. 

Leipzig, im November 2005 Dorit Nose 
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